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Ergänzungsblätter zum Buch 

 
Keplinger / Wimmer 

Kraftfahrgesetz – Praxiskommentar  
14. Auflage 

 
 

Der Novellenspiegel ist zu ergänzen: 
 

BGBl. I Nr. 169/2020 (Art. 4; RV 469, BlgNR 27. GP; AB 495 BlgNR 27. GP) 
BGBl. I Nr. 48/2021  (Art. 4; Änderung des KFG; IA 1252/A BlgNR 27. GP; AB 

679 BlgNR 27. GP) 
BGBl. I Nr. 190/2021  (Art. 10; Änderung des KFG; RV 1043 BlgNR 27. GP; AB 

1080 BlgNR 27. GP) 
BGBl. I Nr. 62/2022 (40. KFG-Novelle; RV 1424 BlgNR 27. GP; AB 1425 

BlgNR 27. GP) 
 

§ 20 Abs. 1 Z 4 lit. k hat zu lauten: 
 
  k)  Fahrzeugen der Fernmeldebehörden, die für dringende Einsätze im 

Rahmen der Aufsicht über den ordnungsgemäßen und störungsfreien 
Betrieb von Funkanlagen (§§ 175 ff des Telekommunikationsgesetzes 
2021, BGBl. I Nr. 190/2021, TKG 2021) verwendet werden; 

 
 
§ 58 Abs. 2 hat zu lauten: 
 
 (2) Die Behörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich sich ein Fahrzeug befin-
det, oder die ihr zur Verfügung stehenden Organe des öffentlichen Sicherheits-
dienstes können jederzeit an Ort und Stelle prüfen, ob mit dem Fahrzeug mehr 
Lärm, Rauch, übler Geruch oder schädliche Luftverunreinigungen verursacht 
werden, als bei ordnungsgemäßem Zustand und sachgemäßem Betrieb unver-
meidbar ist. Wird dabei festgestellt, dass mit dem Fahrzeug auf Grund unzulässi-
ger, nicht genehmigter Änderungen oder auf Grund von schadhaften Teilen oder 
Ausrüstungsgegenständen unzulässig starker Lärm, Rauch, übler Geruch oder 
schädliche Luftverunreinigungen verursacht werden, so sind bei Gefahr im Ver-
zug, unbeschadet der Bestimmungen des § 44 Abs. 1 lit. a über die Aufhebung der 
Zulassung, der Zulassungsschein und die Kennzeichentafeln unverzüglich abzu-
nehmen. Das gilt insbesondere dann, wenn aus eigener Wahrnehmung festgestellt 
wird, dass mit dem Fahrzeug gesteuerte Fehlzündungen, Geräusche durch 
schlagartiges Abblasen von Überdruck im Ansaugsystem oder Flammen aus dem 
Endschalldämpfer erzeugt werden. Durch Verordnung des Bundesministers für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie können 
nähere Kriterien, wann Gefahr in Verzug anzunehmen ist und der Zulassungs-
schein und die Kennzeichentafeln abzunehmen sind, festgelegt werden. 
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§ 102 Abs. 3c wird eingefügt: 
 
 (3c) Als nicht der Eigenart des Kraftfahrzeuges entsprechendes Verhalten 
(Abs. 3) gilt jedenfalls 

1.  die Durchführung einer nicht situationsbedingt ausgeführten Anfahrbe-
schleunigung, Abbremsung oder Schleuderbewegung mit nicht nur kurz-
fristig auftretendem übermäßigem Schlupf an einem oder mehreren  
Rädern, insbesondere mit daraus resultierender Geräuschentwicklung, 

2.  die nicht situationsbedingte Verwendung des Kraftfahrzeuges, bei der nicht 
jederzeit Kontakt zwischen der Fahrbahnoberfläche und allen Rädern be-
steht, 

3.  Driften oder schnelles Kreisenlassen des Fahrzeugs um die eigene Achse 
am Stand oder 

4.  eine Fahrweise, bei der mit Hilfe elektrisch betriebener Hydraulik- oder 
Pneumatikpumpen die Karosserie an den Vorderrädern sowie jede Radauf-
hängung einzeln angehoben wird. 

Wird ein derartiges Verhalten von Organen der öffentlichen Sicherheit wahrge-
nommen und kann aufgrund der Gesamtsituation vor Ort angenommen werden, 
dass dies wiederholt oder fortgesetzt stattfinden wird, sind die Organe der öffent-
lichen Sicherheit berechtigt, sofort die Unterbrechung der Fahrt anzuordnen und 
ihre Fortsetzung durch geeignete Vorkehrungen, wie etwa die Abnahme der Fahr-
zeugschlüssel und der Fahrzeugpapiere, Absperren oder Abstellung des Fahrzeu-
ges, Anlegen von technischen Sperren, Abnahme der Kennzeichentafel und der-
gleichen, zu unterbinden. Solche Zwangsmaßnahmen sind spätestens nach 
72 Stunden aufzuheben. 
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§ 102e samt Überschrift wird eingefügt: 
 

Digitaler Dokumentennachweis 
 

 § 102e. (1) Der Inhaber eines E-ID (§§ 4 ff E-GovG), der die für den digitalen 
Dokumentennachweis zur Verfügung gestellte Applikation nutzt und damit den 
Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der Straßenaufsicht eine Kon-
trolle des Zulassungsscheines über Dateneinsicht in die zentrale Zulassungsevi-
denz gemäß § 47 Abs. 4 ermöglicht, ist von der Verpflichtung gemäß § 102 Abs. 5 
lit. a, den Zulassungsschein mitzuführen, auf Fahrten im Bundesgebiet befreit. Ist 
die Dateneinsicht aufgrund von Problemen des mobilen Gerätes der kontrollierten 
Person nicht möglich, so ist das wie ein Nichtmitführen des Zulassungsscheines 
zu behandeln. 
 

 (2) Der in Abs. 1 genannte Inhaber eines E-ID (§§ 4 ff E-GovG) kann über die 
dafür zur Verfügung gestellte Applikation in der zentralen Zulassungsevidenz 
gemäß § 47 Abs. 4 die Daten des Zulassungsscheines oder der Zulassungsschei-
ne der auf seinen Namen zugelassenen Fahrzeuge einsehen. 
 

 (3) Der in Abs. 1 genannte Inhaber eines E-ID ist berechtigt, über die dafür zur 
Verfügung gestellte Applikation die Nutzung der Zulassungsscheindaten auch 
Dritten zur Verfügung zu stellen, gleich wie wenn das physische Dokument wei-
tergegeben wird. 
 

 (4) Muss im Zuge einer Kontrolle der Zulassungsschein abgenommen werden, 
so ist das im Falle von Abs. 1 vom Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
oder der Straßenaufsicht der betroffenen Person zu bestätigen. 
 

 (5) Für den Nachweis in vereinfachter Form gemäß § 4 Abs. 6 E-GovG können 
die Daten gemäß Abs. 1 für die Dauer von höchstens drei Monaten zum E-ID dieser 
Person gespeichert werden. Es ist in der Applikation ersichtlich zu machen, wann 
die Daten zuletzt aktualisiert wurden. 
 

 (6) Zum Zweck der Eintragung der in Abs. 1 genannten Daten in die Personen-
bindung gemäß § 4 Abs. 5 E-GovG sowie zum Zweck des Nachweises deren Be-
stands in vereinfachter Form gemäß § 4 Abs. 6 E-GovG sind diese der Stammzah-
lenregisterbehörde zugänglich zu machen. 
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§ 134 Abs. 1 hat zu lauten: 
 
 (1) Wer diesem Bundesgesetz, den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlasse-
nen Verordnungen, Bescheiden oder sonstigen Anordnungen, den Artikeln 5 bis 9 
und 10 Abs. 4 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006, der Verordnung (EU) Nr. 
165/2014 oder den Artikeln 5 bis 8 und 10 des Europäischen Übereinkommens 
über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrperso-
nals (AETR), BGBl. Nr. 518/1975 in der Fassung BGBl. Nr. 203/1993, zuwiderhan-
delt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 
10 000 Euro, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wo-
chen zu bestrafen. Bei der Einbringung von Fahrzeugen in das Bundesgebiet sind 
solche Zuwiderhandlungen auch strafbar, wenn sie auf dem Wege von einer öster-
reichischen Grenzabfertigungsstelle, die auf ausländischem Gebiet liegt, zur 
Staatsgrenze begangen werden. Wurde der Täter wegen der gleichen Zuwider-
handlung bereits einmal bestraft, so kann an Stelle der Geldstrafe eine Freiheits-
strafe bis zu sechs Wochen verhängt werden. Wurde der Täter wegen der gleichen 
Zuwiderhandlung bereits zweimal bestraft, so können die Geldstrafe und die Frei-
heitsstrafe auch nebeneinander verhängt werden. Die Verhängung einer Freiheits-
strafe ist in diesen Fällen aber nur zulässig, wenn es ihrer bedarf, um den Täter 
von weiteren Verwaltungsübertretungen der gleichen Art abzuhalten. Auch der 
Versuch einer solchen Zuwiderhandlung ist strafbar. 
 
 
§ 134 Abs. 3 hat zu lauten: 
 
 (3) Bei mit Messgeräten festgestellten Überschreitungen einer ziffernmäßig 
festgesetzten erlaubten Höchstgeschwindigkeit (§ 98) im Ausmaß von 20 bis 
30 km/h kann § 50 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52/1991, 
mit der Maßgabe angewendet werden, dass Geldstrafen bis 70 Euro sofort einge-
hoben werden. Bei Übertretungen des § 4 Abs. 7a und § 101 Abs. 1 lit. a kann § 50 
VStG mit der Maßgabe angewendet werden, dass Geldstrafen bis 210 Euro sofort 
eingehoben werden. Wer Verwaltungsübertretungen nach § 102 Abs. 3 vierter Satz 
in Verbindung mit § 102 Abs. 3c oder § 102 Abs. 4 im Hinblick auf ungebührliche 
Lärmerregung durch gesteuerte Fehlzündungen oder Geräusche durch schlagar-
tiges Abblasen von Überdruck im Ansaugsystem begeht, ist mit einer Geldstrafe 
von 300 bis 10 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 
24 Stunden bis zu sechs Wochen, zu bestrafen. Weiters kann bei den genannten 
Übertretungen § 50 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52/1991, 
mit der Maßgabe angewendet werden, dass Geldstrafen von 300 Euro sofort ein-
gehoben werden. 
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§ 135 Abs. 39a bis Abs. 42 werden angefügt: 
 
 (39a) § 102e tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und findet 
erst Anwendung wenn die technischen und organisatorischen Voraussetzungen 
für den Echtbetrieb des digitalen Dokumentennachweises in der zentralen Zulas-
sungsevidenz vorliegen. Dieser Zeitpunkt ist von der Bundesministerin für Digita-
lisierung und Wirtschaftsstandort im Bundesgesetzblatt kundzumachen. 
 

 (40) § 132a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
48/2021 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung des genannten Bundesge-
setzes in Kraft und am 1. Oktober 2021 außer Kraft. 
 

 (41) § 20 Abs. 1 Z 4 lit. k in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
190/2021 tritt mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in 
Kraft. 
 

 (42) § 58 Abs. 2, § 102 Abs. 3c, § 134 Abs. 1 und 3 jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 62/2022 treten mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung des genannten Bundesgesetzes in Kraft. 
 
 
§ 136 Abs. 7 wird angefügt: 
 
 (7) Mit der Vollziehung des § 102e und des § 135 Abs. 39a ist die Bundesminis-
terin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort betraut. 
 
 
 


